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Hiermit übersende idi den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes über weitere Maßnahmen 
auf dem Gebiet des Hypotheken- und Schiffsbank-* 
rechts sowie über Ausnahmen von § 247 Abs. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 117. Sitzung 
am 18. Dezember 1953 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blüdier 


Dru(4t: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
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Anlage l 


Entwurf eines Gesetzes 

über weitere Maßnahmen auf dem Gebiet des Hypotheken- und 
Schiffsbankrechts sowie über Ausnahmen von § 247 Abs. 1 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die vorüber- 
gehende Erweiterung der Geschäfte der 
Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken 
vom 5. August 1950 (Bundesgesetzbl. S. 353) 
wird wie folgt geändert: 

„(2) Verträge über die Aufnahme von 
E>arlehcn nach Absatz 1 dürfen nur bis 
zum 31. Dezember 1956 geschlossen 
werden.“ 

S 2 

(1) Der Betrag, bis zu dem Hypotheken- 
banken und Schtffspfandbriefbanken Hypo- 
thekenpfandbriefe und Schiffspfandbriefe 
ausgeben sowie Darlehen nach § 5 Abs. 1 
Nr. 7 des Hypothekenbankgesetzes in Ver- 
bindung mit § 19 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Landwlrtsdiaftliche Rentenbank in der 
Fassung vom 14. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1330) und nach § 1 des Ge- 
setzes über eine vorübergehende Erweite- 
rung der Geschäfte der Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 353) aufnehmen 
dürfen, bestimmt sich bis zum 31. Dezember 
1956 nach den Vorschriften der Absätze 2 
und 3. 

(2) In § 7 des Hypothekenbankgesetzes 
und ln § 7 des Schiffsbankgesetzes tritt für 
das bis zum 1. Oktober 1953 eingezahlte 
Grundkapital und den an diesem Tage vor- 
handenen Reservefonds an Stelle des zwan- 
zigfachen der dreißigfache, in § 46 Abs. 2 
des Hypothekenbankgesetzes an Stelle des 


fünfzehnfachen der zweiundzwanzigeinhalb- 
fache Betrag. 

(3) Werden auf Grund einer nach dem 
1. Oktober 1953 In das Handelsregister ein- 
getragenen Kapitalerhöhung Hypotheken- 
pfandbriefe und Schiffspfandbriefe ausge- 
geben und Darlehen der in Absatz 1 be- 
zeichneten Art aufgenommen, so darf deren 
Betrag das Zehnfache und bei Hypotheken- 
banken, die von dem Recht des erweiterten 
Geschäftsbetriebes nach Maßgabe des § 46 
Abs. 1 des Hypothekenbankgesetzes Ge- 
brauch machen, das Siebcneinhalbfache des 
Betrages der Kapitalerhöhung solange nicht 
übersteigen, als der Gesamtbetrag der in 
Umlauf befindlichen Pfandbriefe und der 
aufgenommenen Darlehen In den Fällen des 
§ 7 des Hypothekenbankgesetzes und des 
§ 7 des Schiffsbankgesetzes noch über dem 
Zwanzigfachen, Im Falle des § 46 Abs. 2 des 
Hypothekenbankgesetzes noch über dem 
Fünfzehnfachen des gesamten eingezahlten 
Grundkapitals und des in diesen Vorschrif- 
ten bestimmten Reservefonds Hegt. 

(4) Nadi dem 31. Dezember 1956 darf der 
Gesamtbetrag der in Umlauf befindlichen 
Pfandbriefe und der aufgenommenen Dar- 
lehen die ln den §§ 7 und 46 Abs. 2 des 
Hypothekenbahkgesetzes und in § 7 des 
Sdiiffsbankgesetzcs bestimmten Beträge 
nicht mehr übersteigen, Hypothekenbanken 
und Schlffspfandbricfbanken, die bis zu 
diesem Tage das gesctzlidie Umlaufsverhält- 
nis nidit wiederhergestcllt haben, müssen 
einen durch Rechtsverordnung festzusetzen- 
den Teil ihres Jährlichen Reingewinns so- 
lange in den Reservefonds cir.stclkn, bis die 
gesetzliche Umlaufsgrenze wieder erreicht 
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ist; der in § 130 Abs. 2 Nr. 1 des Aktien- 
gesetzes bezeichnete, in die gesetzliche Rück- 
lage einzustellende Betrag wird auf diesen in 
den Reservefonds einzustellenden Betrag 
nicht angerechnet. Zum Erlaß der in Satz 2 
vorgesehenen Rechtsverordnung wird der 
Bundesminister für Wirtschaft ermäditigt; 
die Verordnung hat sowohl dem öffent- 
lichen Interesse an der Wiederherstellung 
des gesetzlichen Umlaufsverhältnisses als auch 
den wirtschaftlichen Belangen der Hypothe- 
kenbanken und Schiffspfandbriefbanken so- 
wie der Aktionäre Rechnung zu tragen. Die 
Aufsichtsbehörde kann durch weitere ge- 
eignete Maßnahmen auf die Wiederherstel- 
lung des gesetzlichen Umlaufsverhältnisses 
hinwirken. 

§ 3 

Werden auf Grund des § 18 des Gesetzes 
zur Milderung von Härten der Währungs- 
reform (Altsparergesetz) vom 14. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 495) oder auf Grund 
des Artikels V Nr. 3 (a) der Anlage II des 
Abkommens über deutsche Auslandsschul- 
den vom 27. Februar 1953 (Bundesgesetzbl. II 
S. 331) Hypothekenpfandbriefe, Schuldver- 
schreibungen und Schiffspfandbriefe ausge- 
geben, so ist § 3 des Gesetzes über eine vor- 
übergehende Erweiterung der Geschäfte der 
Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken 
vom 5. August 1950 entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 4 

(1) Abweichend von § 247 Abs. 1 Satz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs kann das in Ab- 
satz 1 Satz 1 dieser Vorschrift bestimmte 
Kündigungsrecht bei Darlehen, die zu einer 
auf Grund gesetzlicher Vorschriften gebil- 
deten besonderen Deckungsmasse für Schuld- 
verschreibungen gehören oder gehören sollen, 
durdi ausdrückliche Vereinbarung für die 
Zeit ausgeschlossen werden, während der sie 
zur Deckungsmassc gehören. 


(2) Ist in der Zeit vom 17. Dezember 1952 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes bei 
einem Darlehen der in Absatz 1 genannten 
Art das Kündigungsrecht aus § 247 Abs. 1 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbudis ausge- 
sdilossen worden, so steht § 247 Abs. 1 
Satz 2 des Bürgerlidien Gesetzbuchs der 
Wirksamkeit der Vereinbarung für die Zeit 
nicht entgegen, während der das Darlehen 
zur Deckungsmassc gehört. Die Wirksamkeit 
von Kündigungen, die vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes erfolgt sind, wird hier- 
durch nidit berührt. 

S 5 

(1) Dieses Gesetz und das Gesetz über eine 
vorübergehende Erweiterung der Gesdiäfte 
der Hypotheken- und Schiffspfandbrief- 
banken vom 5. August 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 353) gelten nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 und des § 15 Abs. 2 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

(2) Für die Anwendung des § 2 Abs. 2 und 
Abs. 3 in Berlin tritt an die Stelle des 1, Ok- 
tober 1953 der 1. Oktober 1954. 

(3) Für die Anwendung des Gesetzes über 
eine vorübergehende Erwelteining der Ge- 
schäfte der Hypotheken- und Schiffspfand- 
briefbanken vom 5. August 1950 in Berlin 
tritt in § 3 des genannten Gesetzes an die 
Stelle des § 22 des Umstelluiigsgesetzcs Ar- 
tikel 20 Nr. 49 der Zweiten Verordnung zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungs- 
verordnung) vom 4. Juli 1948 (Verord- 
nungsblatt für Groß-Berlin Teil I S. 374), 

S 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 

§ i des Gesetzes über eine vorübergehende 
Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- 
und Schiffspfandbriefbanken vorn 5. August 
1950 eröffnete für die Hypotheken- und 
Sdiiffspfandbriefbanken die bis zum 31. De- 
zember 1953 befristete Möglichkeit, Global- 
darlehen bei der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau und bei anderen Kapitalsammelstellen auf- 
zunehmen. Die Vorschrift beruhte auf der 
Erwägung, daß es bei der Schwäche des 
Kapitalmarktes noch niclit möglich sei, lang- 
fristiges Sparkapital in dem volkswirtschaft- 
lich erwünsdaten Ausmaß durdi Ausgabe von 
Pfandbriefen aufzubringen, daß es zur För- 
derung des Wohnungsbaues und des Schiffs- 
baues, jedodi der Gewährung langfristiger 
Kredite in weitem Umfang bedürfe und daß 
dazu u. a. audi die Hypotheken- und Sdiiffs- 
pfandbriefbanken berufen seien. Die bei Er- 
ial> des Gesetzes vom 5. August 1950 ge- 
hegte Erwartung, die Verhältnisse auf dem 
Kapitalmarkt würden sidi bis Ende des 
Jahres 1953 soweit gebessert haben, daß sie 
den Hypotheken- und Schiffspfandbrief- 
banken gestatteten, den notwendigen Be- 
darf an langfristigem Kapital wieder durch 
Ausgabe von Pfandbriefen zu beschaffen, 
hat sich nicht erfüllt. Der Pfandbriefabsatz 
ist bisher nicht derart gestiegen, daß die 
Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken 
auf die in § 1 des Gesetzes vom 5. August 
1950 vorgesehene anderweite Möglichkeit 
zur Kapitalbeschaffung bereits verzichten 
könnten. Im Interesse des Kapitalmarktes 
und Insbesondere der weiteren Forderung 
des Wohnungsbaues und des Schiffsbaues ist 
daher eine Verlängerung der Geltungsdauer 
der genannten Vorschritt um drei Jahre ge- 
boten. 

Zu § 2 

Der Betrag, bis zu dem Pfandbriefe aus- 
gegeben und Global dariehen nach § 5 Abs. 1 
Nr. 7 des Flypothekenbankgesetzes und § 1 
des Gesetzes vom 5. August 1950 aufgenom- 
men werden dürfen, beträgt bei reinen 
Hypothekenbanken zur Zeit das Zwanzig - 
fadne, bei gemischten Hypothekenbanken das 
Fünfzehnfache des Betrages des eingezahlten 
Aktienkapitals und des Reservefonds. Eine 


Möglichkeit, den Umlauf in gewissem Um- 
fange zu erhöhen, v/urde durÄ § 3 des Ge- 
setzes vom 5, August 1950 insofern ge- 
schaffen, als die Banken mit Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde die nach § 22 des Um- 
stellungsgesetzes umgestellten Hypotheken- 
pfandbriefe, Schuldverschreibungen und 
Schiffspfandbriefe bei Berechnung des Um- 
laufsbetrages außer Betracht lassen dürfen. 
Trotz Ausnutzung dieser Möglichkeit haben 
jedoch einige Institute die Umlaufsgrenze 
bereits erreicht, während einem weiteren 
Teil nur noch ein so geringer freier Raum 
verbleibt, daß auch sie nach kurzer Zeit das 
Geschäft nicht mehr würden ausw^eiten 
können, wenn sie keine Kapitalerhöhung 
durchführten. Eine solche Ist den Banken 
— von w^enigen Ausnahmen abgesehen — 
zur Zeit nicht möglich und würd voraus- 
sichtlich auch in der nächsten Zukunft noch 
nicht möglich sein. Der Börsenkurswxrt der 
Aktien der Hypotheken- und Schiffspfand- 
briefbanken liegt vielfach noch unter pari. 
Eine Kapitalerhöhung ist daher in diesen 
Fällen undurchführbar oder wäre doch nur 
unter Bedingungen zu erreichen, die den 
Hypothekenbanken nicht zugemutet werden 
können. Soll ein allmählicher Stillstand der 
Geschäfte dieser Banken und deren Ausfall 
für die Aufgaben des Wohnungs- und Schiffs- 
baues vermieden werden, so ist eine Er- 
höhung der gesetzlich festgelegten Umlaufs- 
grenze also nicht zu vermeiden. Diese soll 
jedoch nicht auf die Dauer berechnet sein, 
sondern nur dem augenblicklichen Notstand 
abhelfen. § 2 des Gesetzes sieht daher vor, 
daß zwar die Umlaufsgrenze binsichtlidi 
des am 1. Oktober 1953 cingezahJten Grund- 
kapitals und des an diesem Tage vorhande- 
nen Reservefonds bei den reinen Flvporhe- 
kenbanken und den Schiffspfandbriefbanken 
auf das Dreißifrfache, bei den gern’schten 
Hypothekenbanken auf d a s Z w e ’ u n d z a n 7 1 g - 
elnhnlbfache erhöht v/ird, beschränkt aber 
gleicb.zcltlg die UmFufsgrenze bei Kapital- 
erhöhungen nach diesem Tage a.uf das Zchn- 
bzw. Siebeneinhalbfache cies Betrages der 
Kapitaierhöhunv so lange, bis das in den 
§§ 7 und 46 Abs. 2 des Flypothekenbank- 
gesetzes und in § 7 des Schiffsbnikge'C- zes 
bestimmte Lhnlaufsvcrhältnis va:c-'-er erreicht 
ist. § 2 Abs. 4 bestimmt darüber hinaus, daß 
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dies spätestens am 1. Januar 1957 der Fall 
sein soll. War bis dahin eine Kapitalerhöhung 
in dem erforderlichen Ausmaß noch nidit 
möglich, so muß die Wiederherstellung des 
gesetzlichen Umlaufsverhältnisses auf andere 
Weise gesichert werden. Die der Aufsichts- 
behörde zur Verfügung stehenden Maßnah- 
men werden dazu unter Umständen nicht 
ausreichen. Absatz 4 sieht daher vor, daß 
die Banken einen Teil Ihres jährlidien Rein- 
gewinns dem Reservefonds solange zuzufüh- 
ren haben, als Ihr Umlauf noch die in den 
§§ 7 und 46 des Hypothekenbankgesetzes 
und in § 7 des Schiffsbankgesetzes bestimm- 
ten Beträge überschreitet. Bei Banken, deren 
gesetzliche Rücklage noch nicht den in § 130 
Abs. 2 Nr, 1 des Aktiengesetzes oder den in 
der Satzung bestimmten höheren Teil des 
Grundkapitals erreicht hat und die daher 
mindestens den 20. Teil des jährlichen Rein- 
gewinns in die gesetzliche Rücklage einzu- 
stellcn haben, findet eine Anrechnung dieses 
Betrages auf den nadi dem vorliegenden Ent- 
wurf dem Reservefonds zuzuführenden Ge- 
winnanteil nicht statt, um eine schnellere 
Wiederherstellung des gesetzlichen Umlaufs- 
verhältnisses zu gewährleisten. Für die Hohe 
des in den Reservefonds einzustellenden Ge- 
winnanteils werden die wirtsdiaftlichen Ver- 
hältnisse zu Beginn des Jahres 1957 mit- 
bestimmend sein. Die Feststellung, welcher 
Teil des Gewinns unter Berücksichtigung des 
Gesetzeszwecks auf der einen und der wirt- 
schaftlichen Belange der Banken und ihrer 
Aktionäre auf der anderen Seite als ange- 
messen anzusehen ist, wird daher einer vom 
Bundesminister für Wirtsdiaft zu erlassen- 
den Rechtsverordnung Vorbehalten. Recht 
und Pflicht der Aufsichtsbehörde, in geeig- 
neter Weise auch durch andere Maßnahmen 
auf die Wiederherstellung der gesetzlichen 
Umlaufsgrenze hinzuwirken, bleiben unbe- 
rührt. 

Zu § 3 

Nach § 18 des Altsparergesetzes werden auch 
von den Hypotheken- und Schiffspfand- 
briefbanken in gewissem Umfange Entschä- 
digungsgutschriften erteilt und auf Grund 
dieser Gutschriften neue Pfandbriefe oder 
Schuldverschreibungen ausgestellt werden 
müssen. Ebenso wird Art. V Nr. 3 der An- 
lage II des Abkommens über deutsche Aus- 
landsschulden die Banken zwingen, Ihre in 
Goldmark oder in Reichsmark mit Gold- 
klausel ausgedrückten Verbindlidikeiten 


spezifisch ausländischen Charakters Im Ver- 
hältnis 1 : 1 zu erfüllen und damit ebenfalls 
den Umlauf an Pfandbriefen und Sdiuld- 
verschreibungen weiter zu erhöhen. Mit einer 
Berücksichtigung der danach In Betracht 
kommenden Beträge bei der Berechnung der 
Umlaufsgrenze würde der sow^ohl mit § 3 
des Gesetzes vom 5. August 1950 wie auch 
mit § 2 dieses Gesetzes bezweckte Erfolg 
häufig illusorisch gemacht werden. Ein Spiel- 
raum für die Neuausgabe von Pfandbriefen 
würde trotz dieser Vorschriften in vielen Fäl- 
len nicht mehr verbleiben. Es erscheint daher 
angebracht, die Regelung des § 3 des Gesetzes 
vom 5. August 1950 insoweit für entspre- 
chend anwendbar zu erklären, zumal da es 
sich nicht um die freiwillige Übernahme 
neuer Sdiulden, sondern um die Verbriefung 
von Schulden handelt, die im Falle des Alt- 
sparergesetzes für Rechnung des Lastenaus- 
gleichsfonds von den Kreditinstituten über- 
nommen werden, während diese nach dem 
Londoner Schuldenabkommen verpflichtet 
sind, in gewissen Fällen Auslandsgläubigern 
gegenüber ihre Vorkriegsschulden ohne Rück- 
sicht auf die deutsche Umstellungsgesetzge- 
bung voll zu erfüllen. Das Risiko, das für die 
Gläubiger in der weiteren Erhöhung der Um- 
laufsgrenze liegt, wird dadurch ausgeglichen, 
daß die Kreditinstitute in den genannten Fäl- 
len In vollem Umfange Deckungs- bzw. Aus- 
gleichsforderungen gegen den Bund erhalten. 
Außerdem hat die Aufsichtsbehörde dort, wo 
sie im Einzelfall Bedenken trägt, die Nicht- 
berücksichtigung der in Frage kommenden 
Beträge bei der Berechnung der Umlaufs- 
grenze zuzulassen, die Möglichkeit, die hierzu 
erforderliche Genehmigung zu versagen. 

Zu §4 

Durch Art, 1 Nr. 3 Buchst, b des Ersten 
Kapatilmarktförderungsgesetzes vom 15. De- 
zember 1952 (Bundesgesctzbl. I S. 793) sind 
§ 43 Abs. 1 Nr. 5 und § 44 des Einkommen- 
steuergesetzes dahin neu gefaßt worden, daß 
dem begünstigten Kapitalertragsteucrsatz von 
30 V. H. nur Zinsen aus solchen nach dem 
31. Dezember 1952 ausgegebenen festver- 
zinslichen Schuld verschreibungcri unterliegen, 
deren L.aufzeit zu den bei der Ausgabe vor- 
gesehenen Zinsbedingungen für die Dauer 
von mindestens fünf Jahren nicht geändert 
wird. Die dieser Kapitalertragsteuer unter- 
liegenden Schuldverschreibungen werden, um 
in der Effektivverziusung den steuerfreien 
Wertpapieren gleichzustehcn, mit einem Zins- 
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Satz von mindestens 7 v. H. ausgestattet 
werden müssen. Die dem aufgebrachten Kapi- 
tal entsprechenden Ausleihungen werden zu 
einem den Zinssatz der Schuldverschreibungen 
noch um die Verwaltungskosten übersteigen- 
den Zinssatz vorgenommen werden müssen. 
Um die zwingend vorgeschriebene Kon- 
gruenz zwisdien dem Aktiv- und dem 
Passivgeschäft aufrechtzuerhalten, ist es 
erforderlich, das die Bankinstitute die 
Erlöse aus diesen steuerbegünstigten Papie- 
ren nur in der Form ausleihen, daß der 
Schuldner auf die Dauer von mindestens fünf 
Jahren auf das ihm nach § 247 Abs. 1 Satz 1 
des BGB eingeräumte außerordentliche Kün- 
digungsrecht verzichtet. Ein solcher Verzicht 
ist nadi § 247 Abs. 1 Satz 2 des BGB jedoch 
nicht zulässig. Soll deshalb der mit dem 
Ersten Kapitalmarktförderungsgesetz er- 
strebte Zweck erreicht werden, so muß die 
genannte Vorschrift für die in Betracht kom- 
menden Fälle gelockert werden. 

Dabei erscheint cs zweckmäßig, in die Rege- 
lung nicht nur die Flypotheken- und Schiffs- 
pfandbriefbanken einzubeziehen, sondern alle 
Kreditinstitute, die auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften eine Deckungsmasse für Schuld- 
verschreibungen bilden, da sich für sie die 
gleiche Interessenlage ergibt. Von der Aus- 
nahme erfaßt werden jedoch nur diejenigen 
Darlehensforderungen der Kreditinstitute, 
die zu einer auf Grund gesetzlicher Vor- 
schriften gebildeten besonderen Deckungs- 
masse für Schuldversdireibungen gehören 
oder gehören sollen. Hierbei bedarf es einer 
besonderen Erwähnung der von den Kredit- 
instituten gegebenen Darlehen, die zur Dek- 
kung der von den Hypotheken- und Schiffs- 
pfandbriefbanken aufgenommenen Global- 
darlehen zu dienen bestimmt sind, nicht, da 
die Banken, falls erforderlich, jederzeit in der 
Lage wären, für die Globaldarlehen Namens- 
schuldverschreibungen auszugeben. Damit 
würde erreicht, daß auch die zur Bedeckung 
der Globaldarlehen dienenden, von den 
Hypotheken- und Schiffspfandbriefbanken 
ausgegebenen hypothekarischen Darlehen der 
Vorschrift des § 4 des Gesetzes unterstellt 
werden. 

Im übrigen erscheint es ausreichend und im 
Interesse einer möglichst geringen Einschrän- 
kung des mit § 247 Abs. 1 BGB beabsich- 
tigten Schuldnerschutzes geboten, die Kün- 
digungsmöglichkeit dieser Vorschrift dispo- 
sitiv zu gestalten. Durch die Bestimmung, 
daß das Kündigungsrecht nur durdi ausdrück- 


liche Vereinbarung ausgeschlossen werden 
kann, werden die Kreditinstitute gezwungen, 
dem Sdiuldner völlige Klarheit über seine 
Rechtslage zu verschaffen. Umgekehrt ermög- 
licht es die getroffene Regelung, audi hin- 
sichtlich solcher Forderungen, die vor derri 
Inkrafttreten des Gesetzes begründet und 
zunächst nicht in den Deckungsstock einbe- 
zogen worden sind, den Ausschluß des Kün- 
digungsrechts nachträglich zu vereinbaren, 
während eine generelle Lösung mit zwingen- 
dem Charakter sich auf solche Deckungsfor- 
derungen beschränken müßte, die nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes entstünden. 

Da es den Banken freisteht, den Bestand des 
Deckungsfonds jederzeit auszutauschen, würde 
praktisch die Unkündbarkeit jeder Forderung 
begründet werden können und auch bestehen 
bleiben, wenn eine Forderung nachträglich 
aus der Dtckungsmasse herausgenommen 
wird. Das Gesetz begrenzt daher die Wirk- 
samkeit des Ausschlusses der Kündigung auf 
die Zeit, während der die Darlehen tatsädi- 
lich zur Deckungsmasse gehören. Ob das in 
dem Zeitpunkt, in dem ein Schuldner kün- 
digen will, der Fall Ist, wird dieser durch eine 
Rückfrage bei der Bank unschwer feststellen 
können. 

Die von der Bayerischen Landesbodenkredit- 
anstalt gegebenen Darlehen, die zur Deckung 
der nadi Art. 10 ff. des Gesetzes über die 
Bayerische Landesbodenkreditanstalt vom 
19. April 1949 (BayGuVBl. S. 85) begrün- 
deten Sdiuldbuchforderungen bestimmt sind, 
erwähnt das Gesetz nicht, da diese Schuld- 
buchforderungen weder im Gesetz über den 
Kapitalverkehr noch im Ersten Gesetz zur 
Förderung des Kapitalmarktes aufgeführt 
sind. Ein Bedürfnis, die Deckungswerte für 
die genannten Schuldbuchforderungen Im 
Rahmen dieses Gesetzes zu berücksichtigen, 
dürfte auch deshalb nicht bestehen, weil die 
Gläubiger der Schuldbuchforderungen regel- 
mäßig deren Umtausch in Schuldverschrei- 
bungen verlangen können, für Schuldbuch- 
forderungen und Schuldverschreibungen da- 
her eine einheitliche Deckungsmasse gebildet 
werden muß, innerhalb deren nicht zwischen 
den Deckungswerten für die beiden Arten 
der Schuldverbindlichkeit unterschieden wird. 

In nicht wenigen Fällen haben Hypotheken- 
banken und Schiffspfandbriefbanken bereits 
in der Zeit nadi Inkrafttreten des Ersten 
Kapitalmarktförderungsgesetzes (17. Dezem- 
ber 1952) mit ihren Darlehensschuldnern den 
Ausschluß des Kündigungsrechts aus § 247 
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Abs. 1 BGB vereinbart. Derartige Vereinba- 
rungen sind, da sie gegen ein gesetzliches Ver- 
bot verstießen, nichtig. Diese Nichtigkeit 
würde grundsätzlich auch durch die Vor- 
schrift des Abs, 1 nicht geheilt werden. Im 
Hinblick darauf, daß die entsprechenden Ver- 
einbarungen überwiegend in der Erkenntnis 
einer durdi das Erste Kapitalmarktförde- 
rungsgesetz gelassenen Lücke und in Erwar- 
tung der jetzt durdi den Gesetzgeber vorzu- 
nehmenden Regelung getroffen worden sein 
werden, erscheint es angebracht, ihnen Wir- 
kung für die Zeit nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, und zwar im Umfange des 
Abs. 1, beizulegcn, zumal anzunehmen ist, 
daß Gläubiger und Schuldner auch zu diesem 
Zeitpunkt noch an ihrem zum Ausdruck ge- 
brachten Willen festhalten. Von der An- 
ordnung einer Rückwirkung wurde jedoch 
abgesehen. Soweit Schuldner bereits Kündi- 
gungen von Darlehen auf Grund der bisheri- 
gen Nichtigkeit der Vereinbarungen ausge- 
sprochen haben, behält es dabei sein Bewen- 
den. 

Zu § 5 

Die Vorschrift sieht die Geltung des Ge- 
setzes nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 audi für das Land Berlin vor, da zu er- 
warten ist, daß nach Inkrafttreten des Ber- 
liner Altbankengesetzes und des Umstellungs- 
ergänzungsgesetzes in Berlin sich auch dort 


das Bedürfnis für eine entsprechende gesetz- 
liche Regelung ergeben wird. Im Hinblick auf 
die besondere Lage der Hypothekenbanken 
in Berlin, die bisher ihr Kapital noch nicht 
umstellen und ihre Geschäfte noch nicht wie- 
deraufnehmen konnten, wird für die An- 
wendung des Gesetzes im Lande Berlin der in 
§ 2 Abs. 2 und Abs. 3 bestimmte Stichtag 
vom 1. Oktober 1953 durch den 1. Oktober 
1954 ersetzt. 

Es erscheint zweckmäßig, auch die Geltung 
des Gesetzes über eine vorübergehende Er- 
weiterung der Geschäfte der Hypotheken- 
und Schiffspfandbriefbanken vom 5. August 

1950 im Lande Berlin nach Maßgabe des § 15 
Abs. 2 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 vorzusehen, da beide Gesetze 
im engsten Zusammenhänge miteinander 
stehen und der Berliner Senat sich mit der 
Aufhebung der für Berlin bisher geltenden 
Sonderregelung des Gesetzes vom 26. Juli 

1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt für Ber- 
lin 1951 S. 541) einverstanden erklärt hat; 
jedoch muß anstelle des in § 3 des Gesetzes 
vom 5. August 1950 genannten § 22 des Um- 
stellungsgesetzes die im Lande Berlin geltende 
entsprechende Vorsdtrift der Berliner Um- 
stellungsverordnung treten. 

Zu § 6 

§ 6 enthält die Vorschrift über das Inkraft- 
treten des Gesetzes. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Die Eingangsformel ist wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen 

Begründung: 

Der Entwurf bedarf der Zustimmung des 
Bundesrates, da § 2 Abs, 4 letzter Satz das 
Verwaltungsverfahren Im Sinne von Art. 84 
Abs. 1 GG regelt. 

Der Entwurf ist weiterhin auch deshalb 
zustimmungsbedürftig, weil er das Gesetz 
vom 5. August 1950 (BGBl. S. 353) än- 
dern will, das ein Zustimmungsgesetz ist. 
Änderungen von Zustlmmungsgesctzen be- 
dürfen wiederum der Zustimmung des 
Bundesrates. 


2. Zu § 2 Abs. 4 

In § 2 Abs. 4 Satz 3 sind nach dem Wort 
„Rechtsverordnung“ einzufügen die Worte 
die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf,“. 

Begründung: 

Da das Gesetz ein Zustimmungsgesetz ist, 
bedürfen auch Rechtsverordnungen auf 
Grund dieses Gesetzes der Zustimmung des 
Bundesrates. Dies sollte ausdrücklich ge- 
sagt werden, um Mißverständnisse zu ver- 
meiden. 

3. a) In § 5 wird folgender neuer Abs. 2 ein- 

gefügt; 

„(2) Rechts Verordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthal- 
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lenen Ermächtigung erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 

5. 1).“ 

b) Die bisherigen Abs, 2 und 3 werden 
Abs. 3 und 4. 

c) In § 5 Abs. 4 (neu) werden am Schluß 
die Worte y, (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin Teil I S. 374)“ gestrichen. 

Begründung: 

§ 2 Abs. 4 des Entwurfs enthält eine Er- 


mächtigung zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen. Dieser Tatsache muß durch die 
Einfügung des neuen Abs. 2, in dem auf 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes Be- 
zug genommen wird, Redinung getragen 
werden. 

Die für die Umstellungsverordnung vom 
4. Juli 1948 im Entwurf angegebene Fund- 
stelle ist ungenau, da an dieser Stelle nur 
der Text der Umstellungsverordnung für 
den amerikanischen Sektor von Berlin ab- 
gedruckt ist. Der Hinweis auf die Fund- 
stelle muß daher gestrichen werden. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu 1 

Der Gesetzentwurf bedarf nach dem Grund- 
gesetz nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
§ 2, Abs. 4 letzter Satz des Entwurfs regelt 
nicht das Verfahren der Aufsichtsbehörden, 
sondern stellt lediglich klar, daß deren Be- 
fugnisse durch die Ermächtigung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft, eine teilweise Ge- 
winnausschüttungssperre im Wege der Rechts- 
verordnung zu verhängen, nicht berührt 
werden. 

Es trifft zu, daß das Gesetz vom 5. August 
1950 (BGBl. I S. 353) als Zustimmungsgesetz 
verkündet worden ist, nachdem der Bundes- 
rat ihm ausdrücklich gemäß Art. 78 GG zu- 
gestimmt hatte. Ob es dieser Zustimmung 
bedurfte, mag dahingestellt bleiben, da die 
in § 1 des vorliegenden Entwurfs vorgesehene 
Änderung des genannten Gesetzes jedenfalls 
keine zustimmungsbedürftige Regelung ent- 
hält und auch mdit mit etwa zustimmungs- 


bedürftigen anderen Bestimmungen des frü- 
heren Gesetzes in untrennbarem Zusammen- 
hänge steht. 

Zu 2 

Die vorgesdilagene Änderung des § 2 Abs. 4 
Satz 3 des Entwurfs entfällt, wenn man den 
Entwurf gemäß den Ausführungen zu 1 als 
nidit zustimmungsbedürftig ansieht. Das Ge- 
setz wird insoweit auch nicht von den Län- 
dern im Sinne des Art. 80 Abs. 2 letzter 
Halbsatz GG ausgeführt. 

Den Änderungsvorschlägen zu 1 und 2 wird 
daher nicht beigetreten. 

Zu 3 

Gegen die Änderungsvorschläge zu 3 a bis c, 
die lediglich eine andere Fassung der Berlin- 
Klausel vorsehen, werden Bedenken nicht er- 
hoben. 
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